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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Lage in Ägypten
(2013/2820(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zu Ägypten, insbesondere die 
Entschließungen vom 14. März1 und vom 4. Juli 20132 zur Lage in Ägypten,

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Rates „Auswärtige Angelegenheiten“ vom 
22. Juli und vom 21. August 2013 zu Ägypten,

– unter Hinweis auf die von der Hohen Vertreterin der EU, Catherine Ashton, in den letzten 
beiden Monaten zu Ägypten abgegebenen Erklärungen, einschließlich der Erklärung vom 
21. August 2013,

– unter Hinweis auf das Assoziierungsabkommen zwischen der EU und Ägypten und den 
im Rahmen der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) vereinbarten Aktionsplan,

– unter Hinweis auf die Tagung der Arbeitsgruppe EU-Ägypten vom 13. und 
14. November 2012 sowie auf deren Schlussfolgerungen,

– unter Hinweis auf den Bericht des Europäischen Rechnungshofs vom 18. Juni 2013 über 
die Zusammenarbeit der EU mit Ägypten im Bereich der verantwortungsvollen 
Staatsführung,

– unter Hinweis auf die Erklärungen von General Al-Sisi, dem Vorsitzenden des Obersten 
Rates der Streitkräfte Ägyptens, vom 1. und 4. Juli 2013,

– unter Hinweis auf das „Programm zur Stärkung des Wegs zur Demokratie“ der 
ägyptischen Übergangsregierung,

– unter Hinweis auf die Erklärung von 22 arabischen Menschenrechtsorganisationen vom 
29. August 2013,

– unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte, den 
Ägypten im Jahr 1982 ratifiziert hat,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass Ägypten ein wichtiger Partner der EU im südlichen 
Mittelmeerraum ist; in der Erwägung, dass sich die Entwicklung in Ägypten in hohem 
Maße auf die gesamte Region und darüber hinaus auswirkt; in der Erwägung, dass sich 
Ägypten seit dem Sturz des Präsidenten Mubarak im Februar 2011 in einem turbulenten 
politischen Übergangsprozess befindet;

1 Angenommene Texte, P7_TA(2013)0095.
2 Angenommene Texte, P7_TA(2013)0333.
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B. in der Erwägung, dass sich am 30. Juni 2013 Millionen Gegner des Präsidenten Mursi in 
Kairo und in anderen ägyptischen Städten versammelten, um seinen Rücktritt zu fordern; 
in der Erwägung, dass am 3. Juli 2013 der Oberkommandierende der Streitkräfte, General 
Abdul Fattah al-Sisi, einen Militärputsch angeführt hat, in dessen Rahmen die Regierung 
Mursi abgesetzt, die Verfassung außer Kraft gesetzt und eine Übergangsregierung ernannt 
wurde, die die Umsetzung eines Fahrplans während einer neunmonatigen 
Übergangsperiode überwachen sollte, wobei während dieser Frist die Verfassung von 
2012 geändert und durch ein Referendum angenommen werden sollte und anschließend 
Parlaments- und Präsidentschaftswahlen stattfinden sollten;

C. in der Erwägung, dass die Amtsenthebung von Präsident Mursi von einer breiten und 
vielschichtigen Allianz unterstützt wurde; in der Erwägung, dass die Führungsspitzen der 
islamischen Glaubensgemeinschaft und der koptischen Christen in Ägypten, prominente 
liberale Politiker und die salafistische Nour-Partei den Fahrplan für den Übergang 
befürworteten;

D. in der Erwägung, dass die Übergangsregierung erklärt hat, dass nationale Versöhnung und 
Rechtsstaatlichkeit die wichtigsten Prioritäten ihres Handelns sind; in der Erwägung, dass 
die Muslimbruderschaft als Vorbedingung für ihre Beteiligung am nationalen 
Versöhnungsprozess die Wiedereinsetzung des abgesetzten Präsidenten Mursi und der 
Verfassung von 2012 sowie die Freilassung aller gefangen gehaltenen Mitglieder der 
Bruderschaft gefordert hat;

E. in der Erwägung, dass der vormalige Präsident Mubarak aus dem Gefängnis entlassen und 
unter Hausarrest gestellt wurde; in der Erwägung, dass gegen ihn ein 
Wiederaufnahmeverfahren zu einer Anklage wegen der Beihilfe zur Tötung von 
Demonstranten während des Aufstands von 2011 läuft; in der Erwägung, dass die 
Übergangsregierung eine Reihe von Generälen und früheren Mubarak-Anhängern als 
Gouverneure eingesetzt hat;

F. in der Erwägung, dass ägyptische Sicherheitskräfte am 14. August 2013 zwei große 
Protestcamps gewaltsam aufgelöst haben, die die Anhänger der Bruderschaft in 
unmittelbarer Nähe der Rabaa al-Adawiya-Moschee und am Nahda-Platz errichtet hatten; 
in der Erwägung, dass diese gewaltsame Auflösung trotz der Vermittlungsbemühungen 
der EU stattgefunden und zu einer weiteren Eskalation der politischen Krise und der 
Menschenrechtskrise geführt hat; in der Erwägung, dass Berichten zufolge einige Mursi-
Anhänger schwer bewaffnet waren und scharfe Munition gegen Polizei und Anwohner 
eingesetzt haben; in der Erwägung, dass die gewaltsame Auflösung der Sitzblockaden zu 
Hunderten von Toten und Verletzten geführt hat; in der Erwägung, dass am 14. August 
2013 ein einmonatiger Notstand ausgerufen wurde; in der Erwägung, dass die 
Übergangsregierung die Einleitung einer unabhängigen Untersuchung der Ereignisse 
angekündigt hat;

G. in der Erwägung, dass der gewaltsamen Auflösung der Sitzblockaden tragische religiös 
motivierte Gewalttaten gegen ägyptische Christen folgten, die hauptsächlich von 
Anhängern der Muslimbruderschaft begangen wurden; in der Erwägung, dass den 
ägyptischen Sicherheitskräften vorgeworfen wurde, sie hätten beim Schutz der Kirchen 
und der koptischen Gemeinschaften vor vorhersehbaren Vergeltungsschlägen versagt; 
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H. in der Erwägung, dass brutal gegen die Anhänger Mursis und der Muslimbruderschaft 
vorgegangen wurde; in der Erwägung, dass tausende Mitglieder der Bruderschaft 
einschließlich ihrer gesamten Führung und Mursi selbst in den letzten beiden Monaten 
festgenommen und hunderte der Anstiftung zu Gewalt oder Mord angeklagt wurden; in 
der Erwägung, dass der Premierminister der Übergangsregierung, Hazem Beblawi, die 
Möglichkeit angesprochen hat, die Auflösung der Bruderschaft gesetzlich anzuordnen;

I. in der Erwägung, dass dem neu eingerichteten 50-köpfigen Komitee zur Änderung der 
Verfassung von 2012 nur zwei Islamisten und vier Frauen angehören; in der Erwägung, 
dass die ersten von 10 Rechtsexperten vorgelegten Änderungsentwürfe kritisiert wurden, 
weil durch sie einerseits die wichtigsten religiös ausgerichteten Bestimmungen 
aufgehoben werden und andererseits die Unabhängigkeit der Streitkräfte gestärkt wird;

J. in der Erwägung, dass Terroranschläge und gewaltsame Übergriffe gegen die 
Sicherheitskräfte auf dem Sinai zugenommen haben; in der Erwägung, dass der 
ägyptische Innenminister Mohammed Ibrahim am 5. September 2013 Ziel eines 
Bombenangriffs in Kairo war;

K. in der Erwägung, dass brutal gegen Medien vorgegangen wird, die den Sicherheitskräften 
kritisch gegenüberstehen oder die Muslimbruderschaft unterstützen; in der Erwägung, 
dass die Sicherheitskräfte in den letzten sechs Wochen Razzien in den Büros mehrerer 
Fernsehsender durchgeführt haben; in der Erwägung, dass am 3. September 2013 vier 
Fernsehsender ihre Sendetätigkeit einstellen mussten; in der Erwägung, dass fünf 
Journalisten getötet und 80 willkürlich festgenommen wurden (von denen 10 noch nicht 
freigekommen sind) und dass mindestens 40 Angehörige von Nachrichtenagenturen 
körperlich angegriffen wurden;

L. in der Erwägung, dass ägyptische NGO seit dem 30. Juni 2013 schwere Verstöße gegen 
die Menschenrechte angezeigt haben, wozu u. a. die Festnahme von bis zu 85 Kindern im 
Zusammenhang mit den Zusammenstößen zwischen den Mursi-Anhängern und den 
Sicherheitskräften gehört; in der Erwägung, dass Berichten zufolge diese Kinder 
zusammen mit Erwachsenen in entlegenen Polizeiposten festgehalten und der Gewalttaten 
beschuldigt wurden und dass ihnen kein Zugang zu Rechtsanwälten gewährt wurde;

M. in der Erwägung, dass ägyptische Frauen in der derzeitigen lang anhaltenden politischen 
Krise besonders gefährdet sind; in der Erwägung, dass Demonstrantinnen oft Opfer von 
Gewalt, sexuellen Übergriffen und anderen Erniedrigungen sind und 
Frauenrechtsaktivisten bedroht und schikaniert werden;

N. in der Erwägung, dass sich das gesellschaftliche, finanzielle und wirtschaftliche Umfeld in 
Ägypten stetig verschlechtert hat;

O. in der Erwägung, dass die EU Ägyptens wichtigster Wirtschaftspartner und seine 
wichtigste Quelle für Auslandsinvestitionen und Entwicklungszusammenarbeit ist; in der 
Erwägung, dass die Task Force EU-Ägypten für den Zeitraum 2012-2013 ein großes 
Hilfspaket im Umfang von 5 Mrd. Euro vereinbart hat; in der Erwägung, dass die 
Ägypten-Politik der EU von radikalen Strömungen beider Seiten in Ägypten zu 
Propagandazwecken missbraucht werden kann;
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P. in der Erwägung, dass Ausmaß und Umfang der EU-Hilfe für Ägypten in Einklang mit 
der nach dem Arabischen Frühling neu gestalteten Europäischen Nachbarschaftspolitik 
und insbesondere dem Konzept „mehr für mehr“ Anreize setzen sollen und somit von den 
Fortschritten abhängen, die das Land im Hinblick auf die Erfüllung seiner Zusagen in den 
Bereichen Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte und Gleichstellung der 
Geschlechter erzielt;

Q. in der Erwägung, dass der Rat „Auswärtige Angelegenheiten“ am 21. August 2013 die 
Hohe Vertreterin damit beauftragt hat, die Hilfe der EU, die im Rahmen der ENP und des 
Assoziierungsabkommens gewährt wird, anhand der Frage zu überprüfen, inwiefern 
Ägypten sich auf die diesen Abkommen zugrundeliegenden Grundsätze verpflichtet; in 
der Erwägung, dass der Rat den Beschluss gefasst hat, die Hilfe im sozioökonomischen 
Bereich und die Unterstützung der Zivilgesellschaft weiterzuführen, die Zusammenarbeit 
der EU mit Ägypten jedoch gemäß den Entwicklungen vor Ort anzupassen;

R. in der Erwägung, dass der Europäische Rechnungshof im Juni 2013 zu dem Schluss 
gelangt ist, dass die Kommission und der EAD nicht in der Lage waren, die wirksame 
Verbesserung der Regierungsführung in Ägypten angemessen zu unterstützen;

1. äußert seine tiefste Besorgnis über die Lage in Ägypten nach dem Militärputsch gegen 
Präsident Mursi und bedauert, dass das Land immer weiter vom Weg der 
Demokratisierung abkommt;

2. verurteilt die politische Einmischung der ägyptischen Armee in den beschwerlichen 
Übergangsprozess des Landes und fordert die umgehende Aufhebung des Notstands und 
die vollständige Rückübertragung der Macht auf demokratisch gewählte zivile Stellen;

3. verurteilt aufs Schärfste die völlig unangemessene Anwendung von Gewalt durch die 
ägyptischen Sicherheitskräfte und die tragischen Todesfälle bei der Auflösung der Camps 
von Rabaa und Nahda; verurteilt außerdem das anschließende harte Durchgreifen des 
ägyptischen Militärs gegen Anhänger der Muslimbruderschaft, das von Polizeikräften und 
Teilen der Justiz unterstützt wurde; ist der Auffassung, dass die Massenverhaftungen und 
die Unterdrückung der Führungsspitze der Bruderschaft die Aussichten auf eine 
nachhaltige Verhandlungslösung der politischen Krise vermindern und dazu führen, dass 
die verschiedenen Seiten auf ihren radikalen Ansichten beharren; fordert die Freilassung 
Mursis und anderer Mitglieder der Muslimbruderschaft;

4. bedauert gleichzeitig, dass es der Führungsspitze der Muslimbruderschaft nicht gelungen 
ist, eine Reihe ihrer Anhänger von Gewalttaten gegen die Sicherheitskräfte und gegen 
mutmaßliche politische Gegner – insbesondere die koptische Gemeinschaft in Ägypten – 
abzuhalten;

5. verurteilt aufs Schärfste die gegen die Gemeinschaft der Kopten angewandte Gewalt und 
die Zerstörung einer großen Anzahl von Kirchen, Gemeindezentren und Geschäften im 
ganzen Land; äußert seine Besorgnis darüber, dass die staatlichen Stellen trotz der vielen 
Warnungen vor religiös motivierten Racheakten keine angemessenen 
Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz der koptischen Gemeinschaft ergriffen haben; weist 
auf den traditionellen Pluralismus in der ägyptischen Gesellschaft hin und ersucht die 
ägyptische Regierung, dringend Maßnahmen zu ergreifen, damit die verschiedenen 
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Gemeinschaften in Ägypten so schnell wie möglich wieder friedlich zusammenleben 
können;

6. weist darauf hin, dass Präsident Mursi weder demokratische Hoffnungen geweckt oder 
den dringenden Bedürfnissen des ägyptischen Volkes entsprochen hat noch den 
Terrorismus und den islamischen Extremismus – vor allem auf der Sinai-Halbinsel – 
bekämpft hat; betont, dass die EU gegenüber der Mursi-Regierung nachlässig war, da sie 
in ihren Beziehungen zu Ägypten nicht ihrem Engagement für einen auf Anreize 
gegründeten Ansatz gerecht geworden ist und auch nicht die Anwendung des Grundsatzes 
„weniger für weniger“ in Erwägung gezogen hat;

7. betont die Dringlichkeit eines nationalen Versöhnungsprozesses, der alle gemäßigten 
politischen und gesellschaftlichen Kräfte in Ägypten einbindet, und ohne den das größte 
am Arabischen Frühling beteiligte Land noch weiter von dem 2011 eingeleiteten 
Übergangsprozess zur Demokratie abkommt; betont die besondere Verantwortung der 
Übergangsregierung und der Streitkräfte, keine Maßnahmen zu ergreifen, die die soziale 
und ideologische Spaltung der ägyptischen Gesellschaft noch weiter vergrößern, sondern 
im Gegenteil das revanchistische brutale Vorgehen gegen die Muslimbruderschaft zu 
beenden und alle Handlungen und alle Erklärungen, die die sozialen Spannungen weiter 
verschärfen, öffentlich zu missbilligen; fordert die gemäßigten Kräfte in der Bruderschaft 
auf, diesen Prozess aktiv zu unterstützen und sich daran zu beteiligen; fordert alle Seiten 
auf, ihre aufrührerische Rhetorik zu mäßigen und sich zur friedlichen politischen 
Meinungsäußerung zu verpflichten;

8. äußert seine tiefe Besorgnis über den Prozess zur Änderung der Verfassung, da bislang 
weder alle Teile des politischen Spektrums Ägyptens – hauptsächlich die 
Muslimbruderschaft – eingebunden sind noch eine angemessene Beteiligung von Frauen 
gewährleistet ist; betont, dass der Prozess zur Änderung der Verfassung inklusiv, 
gleichstellungsorientiert und transparent sein muss, da nur so die Grundlagen für ein 
wirklich demokratisches und stabiles neues Ägypten geschaffen werden können, in dem 
die Grundrechte und die Freiheiten aller Bürger des Landes geachtet und die religiöse 
Toleranz und das Zusammenleben verschiedener Religionsgemeinschaften gefördert 
werden;

9. ist ernsthaft besorgt über das sich verschlechternde Umfeld für die Medien, in dem 
Journalisten willkürlich verhaftet werden und körperlichen Übergriffen ausgesetzt sind, 
und in dem die Büros von Medien, die der Übergangsregierung kritisch gegenüberstehen 
oder die abgesetzte Mursi-Regierung unterstützen, Razzien unterzogen und geschlossen 
wurden; fordert die Übergangsregierung auf, die Medienfreiheit aufrechtzuerhalten, alle 
Journalisten, die willkürlich festgenommen wurden, freizulassen, umgehend Maßnahmen 
zum Schutz von Journalisten zu ergreifen und alle gegen Journalisten begangenen 
Gewalttaten zu untersuchen und zu verfolgen;

10. betont, dass eine echte und unabhängige Zivilgesellschaft eine grundlegende 
Voraussetzung für die friedliche und inklusive politische und gesellschaftliche 
Umgestaltung des Landes ist; fordert die ägyptischen Behörden auf, die Zivilgesellschaft 
ungehindert ihren Tätigkeiten nachgehen zu lassen, wozu u. a. gehört, dass der Entwurf 
der neuen Rechtsvorschriften für NGO, der von einem Komitee ausgearbeitet wird, 
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internationalen Standards genügt; unterstützt die Forderung regionaler und ägyptischer 
NGO nach einer Erkundungsmission der Arabischen Liga zur Untersuchung der kürzlich 
in Ägypten begangenen Gewalttaten;

11. äußert seine tiefe Besorgnis angesichts der Berichte über die Festnahme Dutzender Kinder 
im Zusammenhang mit dem brutalen Vorgehen gegen Demonstranten der Bruderschaft 
und fordert ihre umgehende Freilassung;

12. fordert die Übergangsregierung auf, in vollem Umfang mit den UN-Mechanismen für 
Menschenrechte zusammenzuarbeiten, wozu u. a. gehört, den offenen Gesuchen mehrerer 
Sonderberichterstatter um eine Einreisegenehmigung nach Ägypten stattzugeben, die vor 
einem Monat vom Amt der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für 
Menschenrechte (OHCHR) eingereichten Visaanträge zu bewilligen und – wie bereits von 
den ägyptischen Behörden vor zweieinhalb Jahren zugesagt – der Eröffnung eines 
Regionalbüros des OHCHR in Ägypten zuzustimmen; fordert die Übergangsregierung 
auf, eine ständige Einladung für alle UN-Sonderberichterstatter nach Ägypten 
auszusprechen, wie dies Tunesien 2011 getan hat;

13. fordert die Organe der EU und die Mitgliedstaaten auf, deutlich zu machen, dass die 
Rückkehr zu autoritären Sicherheitsbestimmungen in Ägypten nicht hinnehmbar ist, und 
die Übergangsregierung nachdrücklich anzuhalten, ein glaubwürdiges Engagement für 
einen effektiven demokratischen Übergangsprozess an den Tag zu legen, und zwar 
hauptsächlich dadurch, dass sie in ihrem Fahrplan die Überprüfung der Verfassung und 
die Durchführung von Wahlen gemäß internationalen Standards zusagt, dass sie die 
Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit achtet, den Notstand aufhebt, eine glaubwürdige 
und unabhängige Untersuchung der seit dem 3. Juli 2013 begangenen tödlichen 
Gewalttaten einleitet, das harte Durchgreifen gegen Dissidenten und oppositionelle Kräfte 
beendet und alle politischen Gefangenen einschließlich Mohammed Mursis freilässt; 
fordert die Hohe Vertreterin und ihre Dienststellen nachdrücklich auf, ihre 
Vermittlungsbemühungen in enger Zusammenarbeit mit den regionalen Akteuren 
wiederaufzunehmen; fordert, dass die EU-Hilfe für Ägypten differenziert überprüft wird, 
mit dem Ziel, alle laufenden oder geplanten Programme, von denen das ägyptische 
Regime, das Militär und ihnen nahestehende Unternehmen und Geschäftsleute profitieren 
bzw. profitieren würden, einzufrieren oder zu verzögern;

14. begrüßt den Beschluss des Rates „Auswärtige Angelegenheiten“ vom 21. August 2013, 
dem zufolge die Mitgliedstaaten Ausfuhrgenehmigungen nach Ägypten für alle Güter, die 
zur internen Repression verwendet werden könnten, aussetzen, Ausfuhrgenehmigungen 
neu bewerten und ihre Unterstützung Ägyptens in Sicherheitsfragen überprüfen; bedauert 
jedoch, dass dieser Beschluss seit langem überfällig war und fordert, dass sein 
Geltungsbereich deutlich gemacht und seine Umsetzung vorangetrieben wird; fordert die 
Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, den Gemeinsamen Standpunkt der EU zu 
Waffenausfuhren und die Menschenrechtsbestimmungen des Vertrages über den 
Waffenhandel umzusetzen sowie alle Waffenexporte und jegliche Unterstützung der 
Polizei, der Streitkräfte oder anderer Sicherheitskräfte Ägyptens in Sicherheitsfragen 
unverzüglich auszusetzen;

15. fordert eine tiefgreifende Überprüfung des Engagements der EU für Ägypten unter 
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Berücksichtigung der derzeitigen politischen Krise und der Menschenrechtskrise in dem 
Land und fordert in der Zwischenzeit die Aussetzung aller Hilfsprogramme der 
Kommission und der EU-Mitgliedstaaten für Ägypten, die nicht unmittelbar der 
unabhängigen Zivilgesellschaft und den am stärksten gefährdeten Bevölkerungsgruppen 
zugutekommen; ersucht die Hohe Vertreterin, dem Parlament über das Ergebnis der am 
21. August 2013 vom Rat „Auswärtige Angelegenheiten“ geforderten Überprüfung der 
EU-Hilfen für Ägypten zu berichten; bringt in diesem Zusammenhang erneut seine tiefe 
Bestürzung über die vor kurzem vom Europäischen Rechnungshof vorgenommene 
Bewertung der Unterstützung der EU im Bereich der verantwortungsvollen Staatsführung 
und der Menschenrechte zum Ausdruck; fordert den EAD und die Kommission auf, ihre 
Hilfsprogramme für Ägypten angesichts dieses Berichts eindringlich zu überprüfen;

16. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, der 
Vizepräsidentin der Kommission/Hohen Vertreterin der Union für Außen- und 
Sicherheitspolitik, den Parlamenten und Regierungen der Mitgliedstaaten sowie dem 
Präsidenten, der Regierung und dem Schura-Rat Ägyptens zu übermitteln.


